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Stadt Bielefeld 
 

Stadtbezirk Schildesche 
 

 

Bebauungsplan Nr. II/2/19.05 
„Wohnen an der Stiftsfreiheit“ 

 
Anlage A 

 
Abgrenzungsplan Geltungsbereich 

Bebauungsplan-Vorentwurf – Nutzungsplan 
Bebauungsplan-Vorentwurf – Gestaltungsplan 

 
Angabe der Rechtsgrundlagen 

Textliche Festsetzungen und Planzeichenerklärungen 
 

-Vorentwurf- 
(Stand Januar 2014) 

 
Übersichtsplan 

 

 
 

Bauamt 600.42 
 

Arbeitsgemeinschaft (ARGE)  
Beck & Baudisch  
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Abgrenzung Geltungsbereich (Blaulinienplan) (Verkleinerung) 
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Bebauungsplan-Vorentwurf – Nutzungsplan   (Verkleinerung)   
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Bebauungsplan-Vorentwurf – Gestaltungsplan (Verkleinerung) 
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Textliche Festsetzungen, 
Zeichenerklärungen und Hinweise 

0 
Abgrenzungen 

 
 

 
 
 
 
 

 
 
0.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  

des Bebauungsplanes 
gemäß § 9 (7) BauGB 
 
 

1 
Art der baulichen Nutzung 
gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

 
 
 
 

 
 

WR 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
1.1 Reines Wohngebiet gemäß § 3 BauNVO 

 

 

In dem WR–Gebiet sind alle allgemein zulässigen Nutzungen gemäß 
§ 4 (2) BauNVO zulässig. 

 
Ebenfalls zulässig ist die ausnahmsweise zulässige Nutzung gemäß 
§ 3 (3) Nr. 2 BauNVO (sonstige Anlagen für soziale Zwecke sowie den 
Bedürfnissen der Bewohner des Gebiets dienende Anlagen für kirchli-
che, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke). 
 
Die ausnahmsweise zulässige Nutzung gemäß § 3 (3) Nr. 1 BauNVO 
(Läden und nicht störende Handwerksbetriebe) ist in den WR–Gebie-
ten nach § 1 (6) Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen. 
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2 
Maß der baulichen Nutzung 
gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB 

 
 
 

0,4 
 
 
 
 
 

 0,8 
 
 
 
 

 
 
 

III 
 

 
2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 

gemäß §§ 16 und 19 BauNVO 
 
zulässige Grundflächenzahl, z. B. max. 0,4 
 
 
 

2.2 Geschossflächenzahl (GFZ) 
gemäß §§ 16, 17 und 20 BauNVO 
 
zulässige Geschossflächenzahl, z. B. max. 0,8 
 
 
 
 

2.3 Zahl der Vollgeschosse im Sinne des § 2 (5) BauO NW 
gemäß §§ 16 und 20 (1) BauNVO 

 
max. drei Vollgeschosse als Höchstgrenze 
Das oberste („dritte“) Geschoss ist als Staffelgeschoss auszubilden.  

 
 
 

 
 
2.4 Höhe baulicher Anlagen 

gemäß §§ 16 und 18 BauNVO 
 
Im Plangebiet sind folgende Firsthöhen (FH) zulässig: 
 

WR =  FH max.  11,00 m 
Gemeinbedarfsfläche  =  FH max.  14,00 m 
 
 

 Bei der Berechnung der Höhe baulicher Anlagen sind folgende Be-
zugspunkte maßgebend: 

oberer Bezugspunkt: 

Bei baulichen Anlagen mit geneigten Dächern ist der obere Bezugs-
punkt für die Firsthöhe die Oberkante der Dachhaut vom First (Firstab-
deckung). 
 
unterer Bezugspunkt: 

Als untere Bezugspunkte gem. § 18 BauNVO werden dabei für die ein-
zelnen Baufenster sog. NHN-Höhen nach UTM-Koordinaten festgesetzt 
werden.  
 
 
 
(konkrete und detaillierte Ausarbeitung im weiteren Verfahren zum Entwurf) 
!!!!!!! 
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3 
Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
gemäß § 9 (1) Nr. 2 BauGB 

 
 
 
 
 

o 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 

 

3.1 Bauweise 

gemäß § 22 BauNVO 
 
offene Bauweise 
 

 
 

3.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

gemäß § 23 BauNVO 
 
Baugrenze 
 
 
 

 

4 
Flächen für erforderliche Nebenanlagen,  
Stellplätze, Carports und Garagen  
gemäß § 9 (1) Nr. 4 und Nr. 22 BauGB  

 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

St 
 
 

 
4.1 Stellplätze, Carports und Garagen 

gemäß §§ 12 und 21a BauNVO 
 
Stellplätze, Carports und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie auf den besonders dafür festgesetzten Flä-
chen zulässig (siehe Ziffer 4.2). 
 
Sie können ausnahmsweise auf nichtüberbaubaren Grundstücksflä-
chen zugelassen werden, wenn sie im baulichen Zusammenhang mit 
dem Hauptbaukörper errichtet werden und die rückwärtige Baugrenze, 
bezogen auf die jeweilige Erschließungsfläche, nicht überschreiten. 

 
 
 
 

4.2 Umgrenzung von Flächen für Carports und Stellplätze  
gemäß §§ 12 BauNVO 
 
 
Zweckbestimmung:  

 
Stellplätze / Stellplatzanlage 
 
Innerhalb der mit 'St' gekennzeichneten Flächen im WR-Gebiet sowie 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Stellplätze und 
Zufahrten zulässig. 
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5 
Fläche für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen 
gemäß § 9 (1) Nr. 5 BauGB 

 
 

 

 

 

 

5.1 Fläche für den Gemeinbedarf sowie für Sport- und Spielanlagen 
 gemäß §§ 12 BauNVO 

 

 

Zweckbestimmung:  
 

Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 
 

 

 

6 
Verkehrsflächen 
gemäß § 9 (1) 11 BauGB 

 
_________ 

 
 
 
 

 

 

 

6.1 Straßenbegrenzungslinie 

 

Hinweis: 
Die Straßenbegrenzungslinie gilt auch gegenüber Verkehrsflächen mit 
besonderer Zweckbestimmung. 

 

  
 

 
 
 

AW 
 

6.2 Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung 

– privat –  

 
 
Zweckbestimmung:  
 
privater Anliegerweg / Zufahrtsbereich 
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7 

Flächen für die Versorgung, Führung von Versorgungsanlagen und 
-leitungen, mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende  
Flächen 
gemäß § 9 (1) 12, 13 und 21 BauGB 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
7.1 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 

gemäß § 9 (1) 21 BauGB 
 

 
nur textlich festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (GFL): 
 
 
7.1. GFL innerhalb der privaten Anliegerwege und  

nördlicher Stellplatzanlage im WR Gebiet 
  

Die privaten Verkehrsflächen -Anliegerwege- / Stellplatzanlage (Ziffer 
6.2 u. 4.2) sind mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der An-
lieger, der Stadt Bielefeld, der Stadtwerke Bielefeld sowie weiterer Ver- 
und Entsorgungsträger zu belasten. 
 
 
 
 
 

 

8 Grünflächen  
gemäß § 9 (1) Nr. 15 BauGB 
 

 
 
 
 
 

 
 

 
 
8.1 öffentliche Grünfläche  

gemäß § 9 (1) Nr. 15 BauGB 
 
 
Die öffentlichen Grünflächen sind insgesamt unversiegelt zu erhalten 
und dauerhaft zu begrünen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(konkrete und detaillierte Ausarbeitung im weiteren Verfahren zum Entwurf) 
!!!!!!! 
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9 
Örtliche Bauvorschriften 
gemäß § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 86 BauO NRW 

 
 
 
 

 
 
 

GD 5°- 30° 
 

 

 
 

9.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen -Dächer- 

 

9.1.1 Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung 

 
Für die Hauptbaukörper sind geneigte Dächer (GD) mit einer Neigung 
von 5° - 30° zulässig.  

 
Als Ausnahme sind für untergeordnete Gebäudeteile (z.B. Anbauten, 
Vor- und Rücksprünge) sowie Nebenanlagen, Carports und Garagen 
auch Flachdächer zulässig.  
 
Für die Dachflächen sind nur Dacheindeckungen mit matter Oberfläche 
- zur Vermeidung von Blendwirkung - zulässig.  
 
Dacheingrünungen und Solaranlagen sind auf den Dachflächen im 
Plangebiet zulässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(konkrete und detaillierte Ausarbeitung im weiteren Verfahren zum Entwurf) 
!!!!!!! 
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10 Sonstige Hinweise 

  
11.1 Natur-, Boden- und Baudenkmäler in der Stadt Bielefeld: 

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder 
Befunde (etwa Tonscherben, Metallfunde, dunklen Bodenverfärbun-
gen, Knochen, Fossilien) entdeckt werden, ist nach §§ 15 und 16 des 
Denkmalschutzgesetztes die Entdeckung unverzüglich der Gemeinde 
oder dem Amt für Bodendenkmalpflege anzuzeigen und die Entde-
ckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. 

 
 

11.2 Boden- und Grundwasserschutz: 

Auf die gesetzlichen Regelungen und DIN-Vorschriften zum Boden-
schutz bei Bauarbeiten wird hingewiesen. Es dürfen keine Drainagen 
zur permanenten Absenkung des Grundwassers errichtet werden. 

 
  

11.3 Kampfmittelüberprüfung 

Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf außerge-
wöhnliche Verfärbungen hin oder werden verdächtige Gegenstände 
beobachtet, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen sofort einzustel-
len und die Feuerwehrleitstelle –Tel. 0521/512301- oder die Polizei –
Tel. 0521/5450- zu benachrichtigen. 
Im südlichen Plangebiet kann eine –derzeit nicht erkennbare- Kampf-
mittelbelastung aber nicht gänzlich ausgeschlossen werden. Ein Absu-
chen der zu bebauenden Flächen und Baugruben ist erforderlich. 
Sämtliche Tiefbauarbeiten in diesem Bereich sind deshalb rechtzeitig 
und einzeln zur Überprüfung anzuzeigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(konkrete und detaillierte Ausarbeitung im weiteren Verfahren zum Entwurf) 
!!!!!!! 

 
 

 
 


